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1. Allgemeine Prinzipien wissenschaftlichen Arbeitens 

Das redliche wissenschaftliche Arbeiten basiert auf folgenden Prinzipien: 
  
• Einbringen von eigenständigen Ideen und Gedanken unter Kenntnis und Anerkennung des Stands des Wis-

sens: 
 

Das geistige Eigentum Anderer wird insbesondere durch korrekte wissenschaftliche Zitationen respektiert 
und gewürdigt. Dieses setzt eine sorgfältige Recherche nach bereits öffentlich zugänglich gemachten For-
schungsleistungen voraus. Bei der Verwendung von Beiträgen Dritter ist strikte Ehrlichkeit zu wahren. Un-
terstützung erhalten Mitarbeitende durch Fraunhofer Informationsdienste, das lokale Fachinformationsma-
nagement oder durch das Fraunhofer eLib-Suchportal.  
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die eingereichte Manuskripte, Förderanträge oder die Ausge-
wiesenheit von Personen beurteilen sind diesbezüglich zu strenger Vertraulichkeit verpflichtet. Die Vertrau-
lichkeit der fremden Inhalte, zu welchen der/die Gutachtende oder Gremienmitglieder Zugang erlangen, 
schließt die Weitergabe an Dritte oder die eigene Nutzung aus.  

 
• Methodisches und qualitätsgesichertes Vorgehen: 

 
Es ist »lege artis« zu arbeiten. Die Etablierung von Standards bei Methoden, bei der Anwendung von Soft-
ware, der Erhebung von Forschungsdaten sowie der Beschreibung von Forschungsergebnissen bildet eine 
wesentliche Voraussetzung für die Vergleichbarkeit und Übertragbarkeit von Forschungsergebnissen. Eine 
forschungsbegleitende Qualitätssicherung bezieht sich insbesondere auf die Einhaltung dieser Standards 
und etablierter Methoden, auf Prozesse wie das Kalibrieren von Geräten, die Erhebung, das Prozessieren 
und die Analyse von Forschungsdaten, die Auswahl und Nutzung sowie eigene Programmierung von For-
schungssoftware und auf das Führen von Laborbüchern. Ebenso prüfen Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler, ob und inwiefern Geschlecht und Vielfalt als Querschnittsthema bei der Entwicklung und Umset-
zung des Studiendesigns und den Zielen des Forschungsvorhabens sowie bei der anschließenden Verwert-
barkeit der Ergebnisse bedeutsam sein können. 

 
• Unabhängigkeit, Objektivität und systematischer Skeptizismus: 
 

Routinemäßig werden Methoden zur Vermeidung von (unbewussten) Verzerrungen bei der Interpretation 
von Befunden, soweit möglich, angewandt. Ein kritischer Diskurs in der wissenschaftlichen Gemeinschaft 
ist zuzulassen. Insbesondere bei der Auftragsforschung ist es von besonderer Bedeutung bei der Interaktion 
mit Auftraggebern, Stakeholdern und Medien auf Unabhängigkeit und Ergebnisoffenheit zu achten. Fraun-
hofer-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler sind immun gegenüber Versuchen von Dritten, wissen-
schaftliche Untersuchungen und deren Ergebnisse zu beeinflussen und legen alle Umstände von Interessen-
konflikten oder Befangenheit (finanziell, institutionell, persönlich) offen. Unabhängigkeit und die Offenle-
gung einer eventuellen Befangenheit sind auch verpflichtend bei der Begutachtung von Forschungsanträ-
gen oder bei der Mitgliedschaft in Beratungs- und Entscheidungsgremien.  

 
• Reproduzierbarkeit der Ergebnisse und entsprechende Archivierung aller für die Wiederholung des Erkennt-

nisprozesses notwendigen Informationen: 
 

Die Herkunft von im Forschungsprozess verwendeten Daten, Organismen, Materialien und Software wird 
kenntlich gemacht. Art und Umfang von im Forschungsprozess entstehenden Forschungsdaten werden be-
schrieben, so dass Ergebnisse bzw. Erkenntnisse durch andere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
repliziert bzw. bestätigt werden können. Der Quellcode von öffentlich zugänglicher Software sollte persis-
tent, zitierbar und dokumentiert sein. Eine Beschreibung des Quellcodes von öffentlich zugänglicher Soft-
ware nach diesen Kriterien soll nur erfolgen, sofern dies möglich und zumutbar ist. Wenn Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler Erkenntnisse öffentlich zugänglich gemacht haben und ihnen dazu im Nach-
gang Unstimmigkeiten oder Fehler auffallen oder von Dritten auf solche Unstimmigkeiten oder Fehler hin-
gewiesen werden, berichtigen sie diese oder dokumentieren diese öffentlich. 
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2. Organisation und Vermittlung wissenschaftlicher Integrität 

Der Vorstand der Fraunhofer-Gesellschaft trägt die Verantwortung für eine angemessene Organisationsstruktur. Die 
Institutsleitung eines jeden Instituts ist verantwortlich für die Sicherstellung der wissenschaftlichen Integrität am 
Institut. Die Institutsleitungen schaffen die Rahmenbedingungen dafür, dass die Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler rechtliche und ethische Standards einhalten können. 
Die Fraunhofer-Gesellschaft fördert durch die Standardisierung und die genderinklusive Gestaltung der Personal- 
sowie Führungskräfteauswahl das Unternehmensziel der Chancengerechtigkeit durchgängig, transparent und ver-
bindlich in allen Prozessen der Rekrutierung, Auswahl und Beförderung des wissenschaftlichen Personals. 
 
Die Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses ist ein Teil der Fraunhofer-Mission. Durch die breite Vernetzung 
der Fraunhofer-Institute mit den Universitäten erlangt ein wesentlicher Teil von möglichen neuen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern durch studentische Arbeiten (z.B. Bachelor- bzw. Masterarbeiten) erstmalig bei Fraunhofer Kontakt 
mit der wissenschaftlichen Forschung. Deshalb ist die Qualifizierung der Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nach-
wuchswissenschaftler ein signifikantes Element der Ausbildung in den Fraunhofer-Instituten. Im Rahmen der Betreu-
ung von studentischen Arbeiten sowie generell im On-Boarding von neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wer-
den die Grundsätze wissenschaftlicher Integrität thematisiert und bei Bedarf erfolgt eine individuelle Einführung.  
Die Vermittlung wissenschaftlicher Integrität erfolgt nicht nur in Form von Regelwerken und Standards, ebenso 
wenig beschränkt sich die Betreuung nur auf die formale Zuständigkeit eines Betreuers/einer Betreuerin. Vielmehr 
werden die Grundsätze der wissenschaftlichen Integrität vor allem durch die praktische Anleitung bei der täglichen 
Projektarbeit und ein aktives Mitverfolgen der wissenschaftlichen Arbeit durch den Betreuer/die Betreuerin oder 
die/den Projektleiter/in vorgelebt. Deshalb wird in jedem Fraunhofer-Institut durch die Institutsleitung sichergestellt, 
dass der wissenschaftliche Nachwuchs jeweils von einer/einem erfahrenen Wissenschaftler oder Wissenschaftlerin 
betreut wird. Darüber hinaus ist für die qualitätsgesicherte Betreuung von Promotionsarbeiten eine Qualifizierungs-
vereinbarung abzuschließen (siehe Code of Conduct, »Promovieren mit Fraunhofer«). 

3. Verantwortung der Leitung von Arbeitseinheiten  

Diejenige Person, die wissenschaftliche Arbeiten oder eine wissenschaftliche Arbeitseinheit (z.B. ein Projektteam) 
leitet sowie deren Vorgesetzter oder Vorgesetzte tragen die Verantwortung dafür, dass die Kompetenzvermittlung, 
die wissenschaftliche Begleitung sowie die individuelle Betreuung des wissenschaftlichen Nachwuchses angemessen 
wahrgenommen werden können. Die Auswahl der Projektleitung erfolgt anhand klarer Kriterien. 
Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie auch das wissenschaftsakzessorische Personal sind bei der Pro-
jektplanung und -durchführung angemessen zu beteiligen. Allen Mitgliedern des Projektteams sind ihre Rechte und 
Pflichten klar.  
 
Das Arbeitsumfeld und die Arbeitsprozesse sind technisch und organisatorisch so zu gestalten, dass ein Machtmiss-
brauch und das Ausnutzen von Abhängigkeitsverhältnissen sowohl auf der Leitungsebene als auch auf weiteren 
Führungsebenen vermieden werden. 
 
Das Zusammenwirken innerhalb der wissenschaftlichen Arbeitsgruppen muss so gestaltet sein, dass die in Arbeits-
teilung erzielten Ergebnisse in gegenseitigem Vertrauen wechselseitig mitgeteilt, ohne Rücksicht auf hierarchische 
Stellungen offen und kritisch diskutiert und in einen gemeinsamen neuen Kenntnisstand integriert werden können. 
Dasselbe gilt für die wechselseitige Überprüfung von Arbeitsergebnissen, so dass deren Reproduzierbarkeit sicher-
gestellt ist.  

4. Leistungsdimensionen und Bewertungskriterien 

Die Bewertung der Leistung der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern erfolgt in erster Linie aufgrund qualita-
tiver Maßstäbe, wobei quantitative Indikatoren differenziert und reflektiert in die Gesamtbewertung einfließen. 
 
Das verpflichtende jährliche Mitarbeitergespräch ist das zentrale Instrument für Fraunhofer-Mitarbeitende und Füh-
rungskräfte zur Leistungsbewertung, zur Vereinbarung von Aufgaben und Zielen sowie zur persönlichen Entwick-
lungsplanung (GBV »Mitarbeitergespräch«). Darüber hinaus hat jeder Fraunhofer-Mitarbeiter und jede -Mitarbeite-
rin das Anrecht auf eine transparente Bewertung, die die Ausschüttung einer besonderen Leistungshonorierung 
ermöglicht. Neben der Gewinnung von Erkenntnissen und ihrer kritischen Reflexion fließen in die vereinbarten Ziele 
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auch weitere Leistungsdimensionen zur Beurteilung ein wie z.B. dem Wissens- und Technologietransfer oder ein 
Engagement in der Lehre (GBV »Vergabe von Sonderzahlungen und zur Leistungshonorierung nach der Bundesleis-
tungsbesoldungsverordnung«); gleichermaßen werden persönliche, familien- oder gesundheitsbedingte Ausfallzei-
ten berücksichtigt. 

5. Rechte und Pflichten von Ombudspersonen 

In allen Fraunhofer-Instituten und selbständigen Einrichtungen wird von der Institutsleitung eine Ombudsperson für 
gute wissenschaftliche Praxis und eine Stellvertretung benannt. Die Ombudspersonen sollten wissenschaftlich erfah-
rene Persönlichkeiten sein, die im Institut ein breites Vertrauen genießen. Um die Möglichkeit einer direkten Anspra-
che vor Ort zu gewährleisten sind die Ombudspersonen intern zu besetzen. Sie dürfen während der Ausübung ihres 
Amtes nicht Mitglied der Institutsleitung sein. Die beiden Ombudspersonen werden per Bestellungsurkunde (Anlage 
1) von der Institutsleitung mit ihrem Einverständnis für die Dauer von fünf Jahren ernannt. Eine zweite Amtszeit ist 
möglich. Die ernannten Ombudspersonen werden den Mitarbeitenden des Instituts bekanntgegeben sowie ihre 
Namen und Kontakte auf den Internetseiten des Institutes veröffentlicht. Dazu werden die Ombudspersonen mit 
ihrer Funktion in den internen administrativen Systemen entsprechend hinterlegt.  
 
Als eine institutsübergreifende Ombudsperson in der Fraunhofer-Gesellschaft fungiert der/die jeweilige Vorsitzende 
der Hauptkommission des Wissenschaftlich Technischen Rats (WTR). Der/Die Vorsitzende kann somit von jeder/je-
dem Fraunhofer-Mitarbeiterin oder -Mitarbeiter bei Verdacht eines wissenschaftlichen Fehlverhaltens angesprochen 
werden, wenn die Ombudspersonen des Instituts als befangen angesehen werden oder die Institutsleitung selbst 
betroffen ist. Die institutsübergreifende Ombudsperson agiert dann bei der Untersuchung des Vorwurfs wie eine 
Instituts-Ombudsperson.  
 
Die beiden Ombudspersonen an den Instituten haben im Wesentlichen folgende Aufgaben:  
• Mitwirkung bei der Vermittlung wissenschaftlicher Integrität am Institut  
• Beratung und Mediation bei Konfliktfällen 
• Mitwirkung bei der Untersuchung von Verdachtsfällen  
 
Die Ombudspersonen wirken im Institut darauf hin, dass insbesondere dem wissenschaftlichen Nachwuchs die wis-
senschaftliche Integrität gemäß dieser Organisationsanweisung vermittelt wird. Sie sollen im Institut Problemberei-
che identifizieren, die zu wissenschaftlichem Fehlverhalten Anlass geben könnten. Die Ombudspersonen beraten bei 
Fragen zur wissenschaftlichen Integrität, stehen als Mediator bei Konfliktfällen zur Verfügung und übernehmen 
Untersuchungen von Verdachtsfällen zu wissenschaftlichem Fehlverhalten, wenn der/die Hinweisgeber/in sie damit 
beauftragt.  
 
Die Ombudspersonen der Institute nehmen an den regelmäßigen Veranstaltungen zum Erfahrungsaustausch der 
Ombudspersonen der Fraunhofer-Gesellschaft teil und halten ihr Wissen zu Entwicklungen im Bereich der wissen-
schaftlichen Integrität und der Mediation auf dem aktuellen Stand. Die Ombudspersonen erhalten von der Instituts-
leitung die erforderliche inhaltliche Unterstützung und Akzeptanz bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben; dazu ge-
hört ggf. auch ihre anderweitige zeitliche Entlastung. Den Ombudspersonen dürfen aus ihrem Handeln in Ausübung 
ihrer Funktion keine Nachteile erwachsen. 

6. Meldewege und Umgang mit Vorwürfen zu wissenschaftlichem Fehl-
verhalten 

Nicht jeder Verstoß gegen die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis stellt ein wissenschaftliches Fehlverhalten dar.  
Als wissenschaftliches Fehlverhalten gelten insbesondere Falschangaben (z.B. das Erfinden von Daten oder das Ver-
fälschen von Forschungsergebnissen), das unberechtigte Zu-eigen-machen fremder wissenschaftlicher Leistungen 
(z.B. die ungekennzeichnete Übernahme von Inhalten Dritter ohne die gebotene Quellenangabe) oder auch die 
Beeinträchtigung der Forschungstätigkeit anderer (z.B. durch die Sabotage von Forschungstätigkeit oder die Verfäl-
schung von Forschungsdaten). Geben Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler oder andere Beschäftigte in gutem 
Glauben einen Hinweis auf einen Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens, dürfen ihnen daraus keinerlei Nach-
teile für das Arbeitsverhältnis bei Fraunhofer und das eigene wissenschaftliche oder berufliche Fortkommen erwach-
sen. Die Ombudsperson oder die Gremien, die den Verdacht überprüfen, setzen sich uneingeschränkt für diesen 
Schutz des/der Hinweisgebenden als auch der/des Betroffenen ein. In jedem Verfahrensschritt ist der Grundsatz der 
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Vertraulichkeit zu beachten. Der/die Hinweisgebende ist auch im Fall eines nicht erwiesenen wissenschaftlichen 
Fehlverhaltens zu schützen, sofern die Anzeige der Vorwürfe nicht nachweislich wider besseren Wissens erfolgt ist. 
Bewusst unrichtige erhobene Vorwürfe können allerdings selbst ein wissenschaftliches Fehlverhalten darstellen. 
 
Hinweisgebende können sich alternativ an fünf verschiedene Ansprechpartner/innen wenden: 

 Direkte persönliche Kontaktaufnahme mit der FhI-Ombudsperson 
 Direkte persönliche Kontaktaufnahme mit der stellvertretenden FhI-Ombudsperson (falls Verfügbarkeit der 

FhI-Ombudsperson eingeschränkt ist oder Vorbehalte gegen diese Ombudsperson bestehen) 
 Nutzung eines gesicherten und elektronischen Hinweisgebersystems (BKMS® System): Mit diesem System 

kann, unter Wahrung der Anonymität und ohne persönliche Nachteile befürchten zu müssen, den zustän-
digen Fraunhofer-Stellen ein erkannter Regelverstoß gemeldet und geschützt kommuniziert werden. Das 
Hinweisgebersystem steht allen Mitarbeitenden und auch Kunden, Lieferanten und sonstigen Dritten zur 
Verfügung und ist unter http://www.bkms-system.com/fraunhofer erreichbar. 

 Kontaktaufnahme mit der Fraunhofer-Ombudsperson (WTR-Vorsitzende/r) (falls Vorbehalte einer Kontakt-
aufnahme der beiden FhI-Ombudspersonen bestehen oder die Institutsleitung vom Verdacht betroffen ist) 

 Ansprache des »Ombudsman für die Wissenschaft« (Gremium der Deutschen Forschungsgemeinschaft); 
Diese unabhängige Instanz für die deutsche Wissenschaft steht zur Beratung und Unterstützung in Fragen 
guter wissenschaftlicher Praxis zur Verfügung und untersucht auch Vorwürfe wissenschaftlicher Unredlich-
keit auf Anfrage. 

 
Eine Kontaktaufnahme der Ombudspersonen durch den/die Hinweisgebende kann per Telefon, E-Mail, Brief oder 
persönlich erfolgen. Die Meldung eines Hinweises über das Hinweisgebersystem unterscheidet sich von dieser Ver-
fahrensweise und ist im Intranet abrufbar. 
 
Jede Untersuchung von Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens erfolgt ausdrücklich unter Beachtung des 
Grundgedankens der Unschuldsvermutung in jedem Verfahrensstadium. Dem/der von den Vorwürfen Betroffenen 
sollen grundsätzlich so lange keine Nachteile aus der Überprüfung des Verdachts erwachsen bis ein wissenschaftli-
ches Fehlverhalten förmlich festgestellt wurde. 
 
Über das Hinweisgebersystem ermöglicht Fraunhofer explizit anonyme Hinweise.  
 
Verfahrensvorschriften 
Fraunhofer sieht für die Klärung von Hinweisen und die Verfolgung von Verdachtsfällen Verfahren auf drei Ebenen 
vor (siehe Anlage 2: Prozesse bei Hinweisen auf wissenschaftliches Fehlverhalten durch Meldung an die (stellvertre-
tende) FhI-Ombudsperson): 

 Verifizierung von Hinweisen durch die FhI-Ombudspersonen 
 Verifizierung von Hinweisen durch die FhI-Ombudspersonen, den/die Fh-Institutsleiter/in und die/den 

Fraunhofer-Themenverantwortliche/n für gute wissenschaftliche Praxis 
 Verfolgung von konkreten Verdachtsfällen durch den Fraunhofer-Vorstand 

Verifizierung von Hinweisen zu wissenschaftlichem Fehlverhalten  
Die FhI-Ombudsperson behandelt Hinweise zu einem möglichen wissenschaftlichen Fehlverhalten vertraulich und 
darf den Namen des/der Hinweisgebenden nur mit dessen/derer ausdrücklicher Zustimmung Dritten preisgeben. 
Hinsichtlich der Nichtvornahme der Herausgabe des Namens der hinweisgebenden Person gilt nur etwas Anderes, 
wenn hierzu eine gesetzliche Verpflichtung besteht oder die bzw. der von den Hinweisen Betroffene sich andernfalls 
nicht sachgerecht verteidigen kann. Die FhI-Ombudsperson prüft die Hinweise und führt dazu – falls der/die Hin-
weisgebende und die betroffene Person beide Institutsmitarbeitende sind – mit diesen zunächst Gespräche und 
moderiert ggf. den Dialog zwischen den Beteiligten. Kann die FhI-Ombudsperson den Konflikt zwischen den Betei-
ligten nicht einvernehmlich beilegen oder stellt sie einen Anfangsverdacht hinsichtlich wissenschaftlichen Fehlver-
haltens fest, so informiert sie die Institutsleitung und die/den Themenverantwortliche/n für die gute wissenschaftli-
che Praxis der Fraunhofer-Gesellschaft. Der/die Themenverantwortliche ist vom Fraunhofer-Vorstand benannt und 
koordiniert das Thema der guten wissenschaftlichen Praxis innerhalb der Fraunhofer-Gesellschaft. Die FhI-Ombuds-
person, der/die Institutsleiter/in und der/die Fraunhofer-Themenverantwortliche sprechen gemeinsam das weitere 
Verfahren ab, um zu klären, ob sich der Hinweis des/der Hinweisgebenden zu einem konkreten Verdacht für wis-
senschaftliches Fehlverhalten erhärtet. Kommen alle drei Akteure nach Abschluss des Verfahrens zu dem Schluss, 
dass der Hinweis keinen Anfangsverdacht auf wissenschaftliches Fehlverhalten begründet, so teilen sie dies dem/der 
Hinweisgebenden mit. Das Ergebnis wird dokumentiert. Der bzw. die Hinweisgebende kann dann ggf. alternative 
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Meldewege nutzen (s.o.). Sieht einer der drei Akteure einen hinreichenden Anfangsverdacht für ein wissenschaftli-
ches Fehlverhalten, so informiert er den Fraunhofer-Vorstand für Personal, Recht und Verwertung (VB) zeitnah über 
den Sachstand.  
 
Verfolgung von konkreten Verdachtsfällen 
Wird dem Fraunhofer-Vorstand ein begründeter Verdacht eines wissenschaftlichen Fehlverhaltens einer Fraunhofer-
Wissenschaftlerin oder eines -Wissenschaftlers gemeldet, so führt er das weitere Verfahren zur Aufklärung des Falls. 
Dies gilt auch bei Vorwürfen eines Externen zu einem wissenschaftlichen Fehlverhalten einer Fraunhofer-Mitarbei-
terin oder eines -Mitarbeiters oder bei Veröffentlichungen in der Presse, die ein Fehlverhalten von aktuellen oder 
ehemaligen Fraunhofer-Mitarbeitern oder -Mitarbeiterinnen insinuieren. 
Der Vorstand kann dazu eine fallspezifische Untersuchungskommission einsetzen, deren Mitglieder (und jeweilige 
Stellvertreter/innen) er benennt. Dabei dürfen die Mitglieder keine Leitungsfunktion in dem relevanten Institut be-
setzen und auch ansonsten nicht hinsichtlich des vorliegenden Falls befangen sein. Die Ombudsperson des Instituts 
kann beratend hinzugezogen werden. Die Untersuchungskommission prüft in freier Beweiswürdigung, ob wissen-
schaftliches Fehlverhalten vorliegt und legt nach der Untersuchung des Vorwurfs dem Vorstand einen Abschlussbe-
richt mit Empfehlungen für Maßnahmen in arbeits-, zivil- und strafrechtlicher Hinsicht und aus akademischer Sicht 
vor. Die jeweils mit der Durchführung des Verfahrens Beauftragten gewährleisten eine möglichst zeitnahe Durch-
führung des gesamten Verfahrens. 
 
Der Vorstand leitet ggf. wissenschaftsbezogene Maßnahmen in Abhängigkeit von dem Schweregrad des nachge-
wiesenen wissenschaftlichen Fehlverhaltens ein; dies kann der Entzug von Titeln und Positionen – unter Einbezie-
hung der zuständigen Stellen –, eine schriftliche Rüge oder auch die Aufforderung zum Rückzug von Veröffentli-
chungen sein. Im Anschluss erfolgt über die eingeleiteten Maßnahmen eine 

 Die Verfahrensergebnisse wer-
den auch ggf. betroffenen Wissenschaftsorganisationen oder Dritten mit begründetem Interesse mitgeteilt. 
 
Der Ablauf der Verfahren verläuft nach rechtsstaatlichen Verfahrensgrundsätzen, insbesondere haben in jeder Ver-
fahrensphase sowohl die Betroffenen als auch der/die Hinweisgeber/in die Gelegenheit zur Stellungnahme. Das 
Verfahren ist bis zum Nachweis eines wissenschaftlichen Fehlverhaltens strikt vertraulich zu behandeln, insbesondere 
was die Beteiligten und die im Verfahren gewonnenen Erkenntnisse angeht. 

7. Veröffentlichung der Ergebnisse und Autorenschaft 

Im Allgemeinen bringen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in enger Abstimmung mit den Verantwortlichen 
am Institut ihre Ergebnisse möglichst offen zugänglich in den wissenschaftlichen Diskurs ein. In diesem Zusammen-
hang ist zu beachten, dass aufgrund des Arbeitsverhältnisses mit der Fraunhofer-Gesellschaft die Nutzungsrechte 
an allen Ergebnissen (schutzrechtsfähig oder nicht) grundsätzlich der Fraunhofer-Gesellschaft zustehen. Es kann 
Gründe oder gar eine Verpflichtung geben, Ergebnisse nicht öffentlich zugänglich zu machen (z.B. bei Auftragsfor-
schung für Dritte, Datenschutz, Patentanmeldung, Geheimhaltungsvereinbarungen, Weiterverwertung für sat-
zungsgemäße Zwecke).  
Soweit eine Veröffentlichung angebracht oder möglich und vom IP-Verwertungsgedanken her sinnvoll ist, sollte 
darauf geachtet werden, die den Ergebnissen zugrundeliegenden Forschungsdaten, Materialien, die angewandten 
Methoden zu dokumentieren sowie Arbeitsabläufe umfänglich darzulegen. Die Originalquellen sind zu zitieren und 
die angewandten Mechanismen der Qualitätssicherung darzulegen. 
 
Aus Gründen der Nachvollziehbarkeit, Anschlussfähigkeit und Nachnutzbarkeit der Forschung müssen Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler die zu veröffentlichenden Forschungsergebnisse oder Nachweise gemäß den FAIR-
Prinzipien (Findable, Accessible, Interoperable, Re-Usable) in den dafür vorgesehenen aktuellen Fraunhofer-Publika-
tionsdatenbanken (Fraunhofer-PUBLICA) hinterlegen oder im Fraunhofer-Forschungsdaten-Repositorium (FORDA-
TIS), das auch die Möglichkeit bietet, die dazugehörige Software zu veröffentlichen.  
 
Dem Gedanken »Qualität vor Quantität« Rechnung tragend vermeiden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
unangemessen kleinteilige Publikationen. Sie beschränken die Wiederholung der Inhalte ihrer Publikationen als (Co-
) Autorinnen und (Co-)Autoren auf den für das Verständnis des Zusammenhangs erforderlichen Umfang. 
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Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die gemeinsam an einem Forschungsgegenstand gearbeitet haben, ver-
ständigen sich darauf, wer Autorin oder Autor einer Veröffentlichung sein soll und in welcher Reihenfolge sie ge-
nannt werden entsprechend den Konventionen des Fachgebiets. Diese Verständigung erfolgt in der Regel dann, 
wenn das Manuskript formuliert wird. Die Zustimmung zu einer Publikation darf nicht ohne hinreichenden Grund 
in Form einer nachprüfbaren Kritik an Daten, Methoden oder Ergebnissen verweigert werden.  
 
Autorinnen und Autoren wissenschaftlicher Veröffentlichungen tragen die Verantwortung für deren Inhalt stets 
individuell. Zu dieser Verantwortung gehört die wissenschaftliche Zuverlässigkeit der Ergebnisse sowie dass die Er-
gebnisse und Methoden vollständig und nachvollziehbar beschrieben sowie eigene und fremde Vorarbeiten voll-
ständig und korrekt nachgewiesen wurden.  
 
Insbesondere bei der Erstellung wissenschaftlicher Studien mit abgeleiteten Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
ist institutsintern vor dem Studienabschluss eine besondere Qualitätssicherung zu etablieren in Form eines Vier-
Augen-Prinzips durch erfahrene Führungskräfte, gegebenenfalls außerhalb der Arbeitsgruppe. 
 
Als Autor oder Autorin einer wissenschaftlichen Originalveröffentlichung sollen all diejenigen, aber auch nur dieje-
nigen, genannt werden, die einen genuinen, wissenschaftserheblichen Beitrag zu dem Inhalt einer Text-, Daten- 
oder Softwarepublikation geleistet haben. Dieser liegt dann vor, wenn der Autor oder die Autorin in wissenschafts-
erheblicher Weise an  

 der Entwicklung und Konzeption des Forschungsvorhabens oder 
 der Erarbeitung, Erhebung, Beschaffung, Bereitstellung der Daten, der Software, der Quellen oder 
 der Analyse/Auswertung oder Interpretation der Daten, Quellen und an den aus diesen folgenden Schluss-

folgerungen oder 
 dem Verfassen des Manuskripts 

mitgewirkt hat. 
 
Eine Ehrenautorenschaft, bei der gerade kein solcher Beitrag geleistet wurde, ist nicht zulässig. Die Leitung einer 
Institution bzw. eine Vorgesetztenfunktion, die Einwerbung der Fördermittel oder die Unterweisung von Mitautoren 
in bestimmten Methoden begründet für sich allein keine Mitautorenschaft. Reicht ein Beitrag nicht aus, um eine 
Autorenschaft zu rechtfertigen, kann diese Unterstützung in Fußnoten, im Vorwort oder in einer Danksagung an-
erkannt werden.  

 
Insbesondere bei der Veröffentlichung wissenschaftlicher Studien gelten besondere Anforderungen, um deren Qua-
lität zu sichern. So stellen die Autoren und Autorinnen gegenüber den Auftraggebern, der Fachöffentlichkeit und 
der Zivilgesellschaft die Untersuchungsprämissen vollständig und gut nachvollziehbar dar. Ebenso leiten sie Schluss-
folgerungen und Empfehlungen unmittelbar und nachvollziehbar aus den wissenschaftlichen Erkenntnissen ab, le-
gen explizit die Kontextabhängigkeit von Ergebnissen offen und verknüpfen damit die sachliche Richtigkeit mit der 
politisch-gesellschaftlichen Relevanz. Auftragsstudien zu Themen von potenziell hohem Interesse der breiten Öffent-
lichkeit oder außerordentlicher politischer Sensibilität werden nach der internen Qualitätssicherung (siehe 3. Verant-
wortung der Leitung von Arbeitseinheiten) und vor der Übermittlung der Ergebnisse an den Auftraggeber oder einer 
Veröffentlichung der Hauptabteilung Kommunikation der Fraunhofer-Zentrale sowie der institutsseitigen Kommu-
nikationsleitung zur Kenntnis übermittelt. Die Information erfolgt über die E-Mail-Adresse presse@zv.fraunhofer.de 
und sollte einen entsprechenden zeitlichen Vorlauf für Sichtung und Einordnung berücksichtigen. 
 
Alle Autorinnen und Autoren stimmen der finalen Fassung des Werks, das publiziert werden soll, zu. Sie tragen für 
die Publikation die gemeinsame Verantwortung, es sei denn, es wird explizit anders ausgewiesen.  

 
Autorinnen und Autoren wählen das Publikationsorgan – unter Berücksichtigung seiner Qualität und Sichtbarkeit 
im jeweiligen Diskursfeld – sorgfältig aus. Ein neues oder unbekanntes Publikationsorgan wird auf seine Seriosität 
hin geprüft. Ein wesentliches Kriterium bei der Auswahlentscheidung besteht darin, ob das Publikationsorgan eigene 
Richtlinien zur guten wissenschaftlichen Praxis etabliert hat. Dazu gehört auch, dass Fraunhofer-Wissenschaftler und 
-Wissenschaftlerinnen, die die Funktion von Herausgebern und Herausgeberinnen übernehmen, sorgfältig prüfen 
ob es sich um ein seriöses Publikationsorgan handelt, für welches sie diese Aufgabe übernehmen.  
Bei Zweifeln kann das Fachinformationsmanagement am Institut oder das Fraunhofer Competence Center Research 
Services & Open Science am Fraunhofer IRB in Stuttgart um Unterstützung gebeten werden. Die wissenschaftliche 
Qualität eines Beitrags ist nicht von dem Publikationsorgan abhängig, in dem es öffentlich zugänglich gemacht 
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wurde. Alle Autorinnen und Autoren achten darauf, dass ihre Forschungsbeiträge von Verlagen bzw. den Infrastruk-
turanbietern so gekennzeichnet werden, dass sie korrekt zitiert werden können.  
 
Alle Publikationen mit einer Fraunhofer-Affiliation (»Fraunhofer-Leitlinie zur Nennung von Affiliationen bei Publika-
tionen«) müssen intern der aktuellen Fraunhofer-Publikationsdatenbank beim Erscheinen der Publikationen gemel-
det werden. 

8. Dokumentation und Aufbewahrung der Daten 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler dokumentieren alle für das Zustandekommen eines publizierten For-
schungsergebnisses relevanten Informationen so nachvollziehbar, wie dies im betroffenen Fachgebiet erforderlich 
und angemessen ist, um das Ergebnis überprüfen und bewerten zu können. Grundsätzlich dokumentieren sie dabei 
auch Einzelergebnisse, die die Forschungshypothese nicht stützen. Wird die Dokumentation der Informationen für 
das Zustandekommen eines publizierten Forschungsergebnisses den oben genannten Anforderungen nicht gerecht, 
werden die Einschränkungen und die Gründe dafür nachvollziehbar dargelegt. 
 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sichern öffentlich zugänglich gemachte Forschungsdaten bzw. For-
schungsergebnisse sowie die ihnen zugrundeliegenden zentralen Materialien und ggf. die eingesetzte Forschungs-
software, gemessen an den Standards des betroffenen Fachgebiets, in adäquater Weise. Sie bewahren diese Daten 
– abhängig vom jeweiligen Fachgebiet – in der Regel für einen Zeitraum von zehn Jahren zugänglich und nachvoll-
ziehbar auf. Dabei ist insbesondere bei der Archivierung von personenbezogenen Daten die DSGVO zu beachten. 
Diese Regeln sind als verbindlich im Institut offenzulegen. In begründeten Fällen können verkürzte Aufbewahrungs-
fristen angemessen sein; die entsprechenden Gründe werden nachvollziehbar beschrieben. Aufbewahrungsfristen 
aus anderen Gründen bleiben unberührt. Sofern nachvollziehbare Gründe dafür existieren, bestimmte Daten nicht 
aufzubewahren, legen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler dies dar.  
Die näheren Einzelheiten und Zuständigkeiten – insbesondere die konkreten Maßgaben für sachgerechtes Protokol-
lieren und Archivieren sowie die Zugangsregeln für die Nutzung der Daten – sind von der Institutsleitung zu regeln. 
 
Fraunhofer-Wissenschaftler und -Wissenschaftlerinnen treffen, sofern möglich und zumutbar, zu einem frühest-
möglichen Zeitpunkt im Forschungsvorhaben – insbesondere bei akademischen Qualifizierungsarbeiten – dokumen-
tierte Vereinbarungen über die Nutzungsrechte. Grundsätzlich ist Fraunhofer Eigentümer aller durch seine Beschäf-
tigten generierten Arbeitsergebnisse, entsprechend der gesetzlichen Regelungen u.a. des Arbeitnehmererfinder-
rechts (§§ 6, 7 ArbNErfG), des Urheberrechts (§ 43 UrhG) oder des Sachenrechts (§ 950 BGB). Die Beschäftigten 
erhalten hierfür ggf. eine entsprechende Vergütung. Entsprechende vertragliche Regelungen werden regelmäßig 
mit allen Arbeitnehmenden (Arbeitsvertrag) und externen Mitarbeitenden (Zugangsverträge für Externe) getroffen. 
Abweichende Regelungen sind in begründeten Einzelfällen möglich. 

9.  Rechtliche und ethische Rahmenbedingungen 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler halten allgemein anerkannte ethische Grundsätze ein und berücksichti-
gen Rechte und Pflichten, insbesondere solche, die aus gesetzlichen Vorgaben, aus Verträgen mit Dritten sowie aus 
den Fraunhofer-internen Regelungen für die Verwertung der erzeugten Forschungsergebnisse resultieren und holen, 
sofern erforderlich, Genehmigungen und Ethikvoten ein.  
 
Bei jedem Forschungsvorhaben sollten eine Abschätzung der Forschungsfolgen und die Beurteilung der jeweiligen 
ethischen Aspekte erfolgen. Die Verantwortung der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler soll sich dabei nicht 
nur auf die Einhaltung rechtlicher Vorgaben beschränken, sondern sie sollen auch im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
ihr Wissen, ihre Erfahrung und ihre Fähigkeiten so einsetzen, dass sie Risiken erkennen, abschätzen und bewerten 
können. Bei Bedarf können sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an die Fraunhofer-Ethikberatung wen-
den, um sich vor der Durchführung von Forschungsvorhaben beraten zu lassen. Die Ethikberatung bezieht relevante 
Experten und Expertinnen in die Beratung ein. Bei Fragestellungen von großer Tragweite für Mensch und Umwelt 
kann auch ad hoc anlassbezogen die Kommission für Ethik in der sicherheitsrelevanten Forschung der Fraunhofer-
Gesellschaft einberufen werden. Sie berät auch zu ethischen Themen, die über die sicherheitsrelevante Forschung 
hinausgehen, soweit nicht der Einsatz von spezialisierten Ethikkommissionen rechtlich verbindlich vorgegeben ist. 
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Vorsätzliche Verstöße gegen diese Organisationsanweisung werden nicht toleriert und entsprechend arbeits- 
und/oder strafrechtlich sanktioniert. Bei Unsicherheit steht Ihnen der/die Themenverantwortliche für gute wissen-
schaftliche Praxis in der Zentrale der Fraunhofer-Gesellschaft zur Verfügung. 
 
 
 
Kontakt  

Dr. Tobias Kemme  

Themenverantwortlicher für gute wissenschaftliche Praxis  
Fraunhofer-Gesellschaft  
Unternehmensstrategie  
Hansastr. 27c  
80686 München  
 
tobias.kemme@zv.fraunhofer.de 
 
 
 
 


